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1105. Bundesgesetz: Änderung des Bundesministeriengesetzes 1986, des Forschungsförderungsgesetzes
1982, des Innovations- und Technologiefondsgesetzes, des ERP-Fonds-Gesetzes
und des Bundes-Personalvertretungsgesetzes
(NR: GP XIX AB 59 S. 11. BR: 4957 AB 4944 S. 593.)

1106. Bundesgesetz: Gesetzliches Budgetprovisorium 1995
(NR: GP XIX IA 71/A AB 51 S. 12.)

1105. Bundesgesetz, mit dem das Bundesministeriengesetz 1986, das Forschungsförderungs-
gesetz 1982, das Innovations- und Technologiefondsgesetz, das ERP-Fonds-Gesetz und das

Bundes-Personalvertretungsgesetz geändert werden
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Änderungen des Bundesministeriengesetzes 1986

Das Bundesministeriengesetz 1986, BGBl. Nr. 76, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 78/
1987, 287/1987, 45/1991, 419/1992, 25/1993, 256/1993 und 550/1994 sowie der Druckfehlerberichtigung
BGBl. Nr. 125/1988, wird wie folgt geändert:

1. § l Abs. l lautet:
(1) Bundesministerien im Sinne des Art. 77 B-VG sind:
1. das Bundeskanzleramt,
2. das Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten,
3. das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten,
4. das Bundesministerium für Arbeit und Soziales,
5. das Bundesministerium für Finanzen,
6. das Bundesministerium für Gesundheit und Konsumentenschutz,
7 das Bundesministerium für Inneres,
8. das Bundesministerium für Jugend und Familie,
9. das Bundesministerium für Justiz,

10. das Bundesministerium für Landesverteidigung,
11. das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft,
12. das Bundesministerium für Umwelt,
13. das Bundesministerium für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten,
14. das Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr,
15. das Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst."
2. §16 lautet:
„§ 16. Wenn auf Grund von Änderungen dieses Bundesgesetzes Änderungen im Wirkungsbereich

der Bundesministerien vorgesehen sind, so gilt für die davon betroffenen Planstellen und Bediensteten
folgendes:

1. Die für die Besorgung dieser Aufgaben bisher vorgesehenen Planstellen gehen in den entspre-
chenden Planstellenbereich des übernehmenden Bundesministeriums über oder bilden dort
einen eigenen Planstellenbereich. Bedienstete, die ausschließlich oder überwiegend Aufgaben
besorgen, die nunmehr in den Wirkungsbereich des übernehmenden Bundesministeriums fal-
len, werden in den entsprechenden Planstellenbereich dieses Bundesministeriums übernom-
men.

2. Der Bundesminister, der das abgebende Bundesministerium leitet, hat nach Anhörung des
zuständigen Zentralausschusses mit Bescheid festzustellen, welche Beamten des abgebenden
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Bundesministeriums ausschließlich oder überwiegend Aufgaben besorgen, die nunmehr in den
Wirkungsbereich des übernehmenden Bundesministeriums fallen.

3. Für vertraglich Bedienstete gilt Z2 mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Bescheides eine
Dienstgebererklärung tritt.

4. Den gemäß Z l bis 3 auf eine Planstelle eines anderen Bundesministeriums übernommenen
Bediensteten ist, sofern nicht wichtige dienstliche Interessen entgegenstehen, eine Verwen-
dung zuzuweisen, die der bisherigen Verwendung dieser.Bediensteten zumindest gleichwertig
ist."

3. Nach §16 wird folgender §16a eingefügt:
„§ 16a. Wenn auf Grund von Änderungen dieses Bundesgesetzes Änderungen im Wirkungsbe-

reich der Bundesministerien vorgesehen sind, so gelten Zuständigkeitsvorschriften in besonderen Bun-
desgesetzen als entsprechend geändert."

4. Nach §17a wird folgender §17b eingefügt:
„§ 17b. (1) § l Abs. l, §§ 16 und 16a, § 17b Abs. 3 sowie im Teil 2 der Anlage zu § 2 der sechste und

siebente Tatbestand in Z l und die Z13 im Abschnitt A, die Anfügung der Tatbestände im Abschnitt B,
die Z 9, die Ersetzung eines Begriffes in Z17 und die Z 25 im Abschnitt C, die Überschrift, der Entfall
der Z 6 und die Neubezeichnung der bisherigen Z 7 im Abschnitt F, Abschnitt H, die Neubezeichnun-
gen der bisherigen Abschnitte H bis J, die Neubezeichnung des bisherigen Abschnittes K einschließlich
der Überschrift und der Entfall der Z 3 bis 7 und Z 9 bis 12, die Neubezeichnung des bisherigen
Abschnittes L einschließlich der Überschrift und der Z 2 dieses Abschnittes, die Neubezeichnung
des bisherigen Abschnittes M, die Z10 sowie die Neubezeichnung des bisherigen Abschnittes N ein-
schließlich der Überschrift, der Anfügung in Z 2 und Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 1105/1994 treten mit 1.Jänner 1995 in Kraft.

(2) Bescheide und Dienstgebererklärungen auf Grund des § 16 Z 2 und 3 in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr 1105/1994 können bereits ab seiner Kundmachung erlassen oder abgegeben
werden, sie dürfen jedoch frühestens mit 1.Jänner 1995 in Kraft gesetzt werden.

(3) Der Wirkungsbereich der Personalvertretungsorgane, die am 1.Jänner 1995 beim Bundesmi-
nisterium für Umwelt eingerichtet sind, erstreckt sich bis zum Ablauf ihrer Funktionsperiode auch auf
den Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Jugend und Familie."

5. In Abschnitt A Zl des Teiles 2 der Anlage zu §2 lauten der sechste und siebente Tatbestand:
„Zusammenfassende Behandlung der Angelegenheiten der Strukturpolitik; Koordination der finan-
ziellen Abwicklung des Europäischen Regionalfonds.
Koordination in Angelegenheiten der Raumforschung, Raumordnung, Raumplanung und Regional-
politik einschließlich der Koordination von Regionalprogrammen im Rahmen der EU-Strukturfonds."

6. Abschnitt A Z13 des Teiles 2 der Anlage zu §2 lautet:
„13. Angelegenheiten des Sports"

7 In Abschnitt B des Teiles 2 der Anlage zu §2 werden folgende Tatbestände angefügt:
„Angelegenheiten der.Entwicklungshilfe sowie Koordination der internationalen Entwicklungspolitik.
Angelegenheiten der Zusammenarbeit mit dem UNHCR und dem IKRK."

8. Abschnitt C Z 9 des Teiles 2 der Anlage zu §2 lautet:
„9. Angelegenheiten des Tourismus."
9. In Abschnitt C Z17 des Teiles 2 der Anlage zu §2 wird der Begriff „GATT" durch den Begriff

„GATT/WTO" ersetzt.
10. Abschnitt C Z25 des Teiles 2 der Anlage zu §2 lautet:

„25. Angelegenheiten der wirtschaftlich-technischen Forschung, soweit sie nicht in die Zuständig-
keit des Bundesministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst fallen.
Dazu gehören insbesondere auch:
Angelegenheiten des Forschungsförderungsfonds für die gewerbliche Wirtschaft.
Technisches Versuchswesen.
Beschußangelegenheiten.
Maß-, Gewichts-, Eich- und Vermessungswesen.
Angelegenheiten aller anderen technischen Prüf- und Sicherheitszeichen mit Ausnahme des
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Punzierungswesens.
Nonnenwesen."

11. Abschnitt F des Teiles 2 der Anlage zu §2 erhält die Überschrift „BUNDESMINISTERIUM
FÜR GESUNDHEIT UND KONSUMENTENSCHUTZ"

12. Abschnitt F Z 6 des Teiles 2 der Anlage zu §2 entfällt; Z 7 erhält die Bezeichnung „6.".
13. Nach Abschnitt G des Teiles 2 der Anlage zu §2 wird folgender Abschnitt H eingefügt:

„H. BUNDESMINISTERIUM FÜR JUGEND UND FAMILIE
1. Allgemeine Angelegenheiten der Familienpolitik einschließlich der Koordination der Familien-

politik und der Familienförderung.
2. Angelegenheiten des Familienpolitischen Beirates.
3. Angelegenheiten der Familienberatungsförderung.
4. Angelegenheiten des Familienlastenausgleiches.
5. Familienpolitische Angelegenheiten auf folgenden Sachgebieten:

a) Wohnungswesen;
b) öffentliche Abgaben;
c) Gesundheitspflege, Gesundheitserziehung, Gesundheitsberatung und Gesundheitsvorsorge;
d) Ehe- und Kindschaftsrecht, Vormundschafts-, Pflegschafts- und Sachwalterrecht, Unter-

haltsvorschußrecht und Resozialisierung einschließlich des Rechts der Bewährungshilfe;
e) Sozialversicherung einschließlich der Arbeitslosenversicherung, Mutterschutz, allgemeine

und besondere Fürsorge sowie Behindertenhilfe;
f) Volksbildung.

6. Angelegenheiten der Mutterschafts- und der Säuglingsfürsorge.
7 Allgemeine Bevölkerungspolitik.
8. Angelegenheiten der Jugendwohlfahrt, soweit es sich nicht um zivilrechtliche Angelegenheiten

handelt.
9. Angelegenheiten der außerschulischen Jugenderziehung, soweit es sich nicht um außerschuli-

sche Berufsausbildung handelt.
Dazu gehören insbesondere auch:
Allgemeine Angelegenheiten und Koordination der Jugendpolitik.
Ideelle und finanzielle Förderung von Einrichtungen und Veranstaltungen der außerschuli-
schen Jugenderziehung.
Ausbildung und Fortbildung von Mitarbeitern der außerschulischen Jugenderziehung, soweit
sie nicht in Schulen erfolgt."

14. Die bisherigen Abschnitte H bis J des Teiles 2 der Anlage zu §2 werden als Abschnitte „I" bis „K"
bezeichnet.

15. Der bisherige Abschnitt K des Teiles 2 der Anlage zu §2 wird als Abschnitt „L" bezeichnet und
erhält die Überschrift „BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT", Z 3 bis 7 und Z 9 bis 12 entfallen.

16. Der bisherige Abschnitt L des Teiles 2 der Anlage wird als Abschnitt „M" bezeichnet und erhält
die Überschrift

„BUNDESMINISTERIUM FÜR UNTERRICHT UND KULTURELLE ANGELEGENHEITEN";
Z 2 lautet:

„2. Angelegenheiten der Museen, soweit sie nicht in die Zuständigkeit des Bundesministeriums für
Landesverteidigung fallen, Angelegenheiten des Denkmalschutzes; Angelegenheiten der
österreichischen Nationalbibliothek, der österreichischen Phonothek und der Hofmusikka-
pelle."

17 Der bisherige Abschnitt M des Teiles 2 der Anlage zu §2 wird als Abschnitt „N" bezeichnet.
18. Im bisherigen Abschnitt M (dem neubezeichneten Abschnitt N) des Teiles 2 der Anlage zu §2

lautet Z10:
„10. Angelegenheiten der ÖIAG und deren Beteiligungen sowie sonstiger staatseigener Unterneh-

men, soweit sie nicht in den Wirkungsbereich eines anderen Bundesministeriums fallen."
19. Der bisherige Abschnitt N wird als Abschnitt „O" bezeichnet und erhält die Überschrift „BUN-

DESMINISTERIUM FÜR WISSENSCHAFT, FORSCHUNG UND KUNST"
20. Im bisherigen Abschnitt N (dem neubezeichneten Abschnitt O) des Teiles 2 der Anlage zu §2

wird nach Z 2 der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgender Halbsatz angefügt:
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„ausgenommen Angelegenheiten der Österreichischen Nationalbibliothek und der österreichischen
Phonothek."

21. Im bisherigen Abschnitt N (dem neubezeichneten Abschnitt O) des Teiles 2 der Anlage zu §2
lautet Z 3:

„3. Angelegenheiten der Kunst; Bundestheater."

Artikel II
Änderungen des Forschungsförderungsgesetzes 1982

Das Forschungsförderungsgesetz 1982, BGBl. Nr. 434/1982, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 658/1987 und 102/1993 wird wie folgt geändert:

1. §11 Abs. l lit. c letzter Halbsatz lautet:
„der Bericht ist dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Kunst und dem Bundes-
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten bis 31. März eines jeden Jahres vorzulegen;"

2. §17 Abs. 4 lit. b lautet:
„b) die Erstattung von Vorschlägen und Berichten in Forschungsförderungsfragen, insbesondere

hinsichtlich der Festlegung von Förderungsschwerpunkten, an den Bundesminister für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst, den Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten und den
Österreichischen Rat für Wissenschaft und Forschung auf deren Ersuchen oder aus eigenem,"

3. §25 Abs. l erster Satz lautet:
„Bei ihrer Geschäftsführung und Gebarung werden der Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen
Forschung vom Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Kunst, der Forschungsförderungs-
fonds für die gewerbliche Wirtschaft vom Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten beauf-
sichtigt."

4. §25 Abs. 4 lautet:
„(4) Der Forschungsförderungsrat wird vom Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und

Kunst und vom Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten beaufsichtigt. Die Abs. l und 3
sind entsprechend anzuwenden."

5. Nach §27a wird folgender §27b eingefügt:
„§ 27b. § 11 Abs. l lit. c letzter Halbsatz, § 17 Abs. 4 lit. b, § 25 Abs. l erster Satz, § 25 Abs. 4 sowie

§28 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 1105/1994 treten mit 1.Jänner 1995 in Kraft."
6. §28 lautet:
„§28. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut:
1. hinsichtlich der §§ l und 24 die Bundesregierung;
2. hinsichtlich des § 25 Abs. 4 für den Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung der

Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Kunst, für den Forschungsförderungsfonds
für die gewerbliche Wirtschaft der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten;

3. hinsichtlich des § 26 der Bundesminister für Finanzen und, soweit es sich dabei um Bundesver-
waltungsabgaben handelt, der Bundeskanzler;

4. hinsichtlich des § 27 der Bundesminister für Justiz;
5. hinsichtlich der übrigen Bestimmung der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und

Kunst und, soweit es sich dabei um Angelegenheiten des Forschungsförderungsfonds für die
gewerbliche Wirtschaft handelt, der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten."

Artikel III
Änderungen des Innovations- und Technologiefondsgesetzes

Das Innovations- und Technologiefondsgesetz, BGBl. Nr. 603/1987, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBl. Nr. 407/1988 und 972/1993 wird wie folgt geändert:

1. §3 Abs. l Z3 bis 7 lauten:
„3. Immaterielle Investitionen, insbesondere im Hinblick auf Innovations- und Qualitätsmanage-

ment;
4. Technologietransfer- und Umsetzungstätigkeiten und damit verbundene infrastrukturelle Maß-

nahmen;
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5. Investitionen zur Anwendung internationaler Spitzentechnologie in Österreich;
6. Management von ITF-Programmen sowie
7 Beteiligungen an oder Gründungen von Unternehmen, die förderbare Vorhaben gemäß Z l bis

5 durchführen."
2 . I n § 3 Abs. 3 wird d e r Punkt a m Ende d e r Z 3 durch einen Beistrich ersetzt u n d folgende Z 4 a n g e f ü g t :

„4. Einrichtungen des Technologietransfers."
3. §4 Abs. 2 bis 4 lauten:
„(2) Der Bundeskanzler entscheidet im Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche

Angelegenheiten, dem Bundesminister für Finanzen, dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr sowie dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Kunst unter Bedachtnahme
auf die Empfehlungen des Kuratoriums (Abs. 7) über die Verteilung der Fondsmittel gemäß Abs. l auf
das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten, das Bundesministerium für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr und das Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst. Die
dem Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst zugeteilten Fondsmittel sind für
Kostenbeiträge der von Österreich auf Grund eines Beschlusses der Bundesregierung gezeichneten
fakultativen Programme nach Art. V Abs. l lit. b des Abkommens der Republik Österreich und der
Europäischen Weltraumorganisation über den Beitritt der Republik Österreich zum Übereinkommen
der Europäischen Weltraumorganisation sowie die Bedingungen und Modalitäten dieses Beitrittes,
BGBl. Nr. 95/1987 (ESA-Wahlprogramme), zu verwenden. Die restlichen Fondsmittel gemäß Abs. l
sind zu gleichen Teilen auf das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten und das Bun-
desministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr aufzuteilen.

(3) Der Bundeskanzler hat die Fondsmittel gemäß Abs. l nach Maßgabe der Entscheidung gemäß
Abs. 2 dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten, dem Bundesminister für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr und dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Kunst zu überwei-
sen.

(4) Über die Verwendung der Fondsmittel gemäß Abs. 2 letzter Satz entscheiden der Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Angelegenheiten bzw der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Ver-
kehr unter Bedachtnahme auf die Empfehlungen des Kuratoriums gemäß Abs. 7 "

4. In §4 Abs. 7 wird folgende Z 5 angefügt:
„5. Zeichnung von ESA-Wahlprogrammen, soweit dadurch ITF-Mittel angesprochen werden."
5. §5 Abs. 1 erster Satz lautet:

„Zur Abwicklung der Förderungen aus Mitteln des Fonds gemäß § 3 Abs. 3 Z l ist vom Bundesminister
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der ERP-Fonds und vom Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten der Forschungsförderungsfonds für die gewerbliche Wirtschaft oder eine vergleichba-
re Förderungsinstitution heranzuziehen."

6. Nach §5 wird folgender §5a eingefügt:
„§ 5a. § 3 Abs. l Z 3 bis 7, § 3 Abs. 3 Z 4, § 4 Abs. 2 bis 4 und Abs. 7 Z 5, § 5 Abs. l erster Satz sowie

§7 Z4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 1105/1994 treten mit 1.Jänner 1995 in Kraft."
7 §7Z4 lautet:
„4. hinsichtlich § 4 Abs. 7 Z 2 zweiter Satz und § 5 der Bundesminister für wirtschaftliche Angele-

genheiten bzw. der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr jeweils im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen und"

Artikel IV
Änderungen des ERP-Fonds-Gesetzes

Das ERP-Fonds-Gesetz, BGBl. Nr. 207/1962, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 508/
1974 und 499/1989 wird wie folgt geändert:

1. §8 Abs. 2 zweiter und dritter Fall lauten:
„daß die ERP-Kreditkommission ihr Recht der Entscheidung über die Zustimmung des Fonds zu
Anträgen auf Gewährung von Krediten auf dem Gebiet des Agrar- und Tourismussektors sowie auf
Gewährung von Krediten auf dem Gebiet des Verkehrssektors, der in den Wirkungsbereich des Bun-
desministeriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr fällt, an je eine Fachkommission und zu Anträ-
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gen auf Gewährung sonstiger Mittelkredite an Unterausschüsse der ERP-Kreditkommission, sofern
deren Entscheidung einstimmig getroffen wird, delegiert,
daß der Vorsitz in der Fachkommission für Kredite auf dem Gebiet des Agrar- und Tourismussektors
dem Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten und in der Fachkommission für Kredite
auf dem Gebiet des Verkehrssektors dem Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr
obliegt,"

2. § 9 Abs. 2 lautet:
„(2) Die Funktionen der Geschäftsführung sind, soweit nicht gemäß § 15 einzelne Funktionen

anderen Bundesministerien übertragen sind, vom Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr auszuüben."

3. §13 Abs. l zweiter Satz wird durch folgende Sätze ersetzt:
„Für den Agrar- und Tourismussektor ist dieser Vertrag mit einer vom Bundesministerium für wirt-
schaftliche Angelegenheiten genannten Einrichtung abzuschließen. Diese Einrichtung und Kreditun-
ternehmungen, die der Fonds zur Gewährung von Investitionskrediten heranzieht und mit denen er
Treuhandverträge abgeschlossen hat, werden im folgenden „ermächtigte Kreditunternehmungen"
genannt."

4. §14 Abs. 1 zweiter Satz lautet:
„Anträge auf Gewährung von Investitionskrediten sind bei einer ermächtigten Kreditunternehmung
einzureichen."

5. §14 Abs. 2 wird folgender zweiter Satz angefügt:
„Anträge auf den Gebieten des Agrar- und Tourismussektors und des Verkehrssektors sind gemeinsam
mit der Beurteilung unter Anschluß der Unterlagen den zuständigen Fachkommissionen vorzulegen."

6. §16 Abs. 2 erster Satz lautet:
„Die ermächtigte Kreditunternehmung hat solche Anträge unter sinngemäßer Anwendung des § 14
Abs. 2 dem Fonds und, soweit sie Kredite auf dem Gebiet des Verkehrssektors betreffen, der in den
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr fällt, auch diesem
Bundesministerium, soweit sie Kredite auf dem Gebiet des Agrar- und Tourismussektors betreffen,
auch dem Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten vorzulegen."

7 §17 Abs. 1 lautet:
„(1) Der Fonds hat der Kreditunternehmung, die ein Ansuchen gemäß § 14 Abs. 2 oder § 16

gestellt hat, mitzuteilen, ob und unter welchen Bedingungen und Auflagen der Gewährung oder Abän-
derung eines Investitionskredites zugestimmt wird."

8. §28 wird folgender Abs. 5 angefügt:
„(5) § 8 Abs. 2 zweiter und dritter Fall, § 9 Abs. 2, § 13 Abs. l zweiter und dritter Satz, § 14 Abs. l

zweiter Satz, § 14 Abs. 2 zweiter Satz, § 16 Abs. 2 erster Satz, § 17 Abs. l sowie § 29 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 1105/1994 treten mit 1. März 1995 in Kraft."

9. §29 lautet:
„§ 29. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesregierung, hinsichtlich des § 18

Abs. 2, des § 23 Abs. 3, soweit es sich um Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren handelt, und hin-
sichtlich des § 25 der Bundesminister für Justiz, hinsichtlich des § 23 Abs. 3, soweit es sich um andere
bundesgesetzlich geregelte Abgaben als Bundesverwaltungsabgaben oder Gerichts- und Justizverwal-
tungsgebühren handelt, und hinsichtlich der Ermächtigung des § 24 der Bundesminister für Finanzen,
hinsichtlich des Nominierungsrechtes gemäß § 13 Abs. l zweiter Satz der Bundesminister für wirtschaft-
liche Angelegenheiten und im übrigen der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr
betraut, und zwar letzterer auch hinsichtlich der Befassung der Bundesregierung und der Durchfüh-
rung der in diesem Bundesgesetz vorgesehenen Beschlüsse der Bundesregierung."

Artikel V
Änderung des Bundes-Personalvertretungsgesetzes

Das Bundes-Personalvertretungsgesetz, BGBl. Nr. 133/1967, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 550/1994, wird wie folgt geändert:
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1. In §11 Abs. 1 wird Z1 durch folgende Z1 und Z1a ersetzt:
„1. beim Bundeskanzleramt für die Bediensteten der Sportheime und Sporteinrichtungen,
la. beim Bundesministerium für Gesundheit und Konsumentenschutz für die Bediensteten der

Untersuchungsanstalten der Bundesstaatlichen Gesundheitsverwaltung,"
2. §45 Abs. 5 wird folgender Abs. 6 angefügt:
„(6) §11 Abs.l Zl und la in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 1105/1994 treten mit

1.Jänner 1995 in Kraft."

Klestil

Vranitzky

1106. Bundesgesetz, mit dem eine vorläufige Vorsorge für das Finanzjahr 1995 getroffen wird
(Gesetzliches Budgetprovisorium 1995)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Grundlage für die vorläufige Gebarung des Finanzjahres 1995 bildet, soweit dieses Bundesge-
setz keine abweichenden Regelungen trifft,.das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1994 (samt Anlagen),
BGBl. Nr. l in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 665/1994 und 975/1994, ausgenommen Arti-
kel II Abs. 4 und Artikel VII Z 21.

§2. (1) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, zur Erfüllung finanzieller Leistungen der
Republik Österreich an die Europäische Union Ausgaben bis zu einem Betrag von insgesamt
11500 Millionen Schilling bei den Voranschlagsansätzen 1/50017 und 1/54052 zu tätigen und diese
durch gleichhohe Kreditoperationen zu bedecken.

(2) Durch die Kreditoperationen gemäß Abs. l erhöht sich im gleichen Ausmaß der im Artikel II
Abs. l und 2 BFG1994 vorgesehene Höchstbetrag, bis zu dem die Ermächtigung zu Kreditoperationen
ausgeübt wird.

§ 3. Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, die Zustimmung zu Überschreitungen bei den
Voranschlagsansätzen 1/15016,1/50418 und 1/60016 bis zu einem Betrag von insgesamt 5 000 Millionen
Schilling für erforderlich werdende vorschußweise Zahlungen im Zusammenhang mit EU-Vorschriften
zu geben, wenn die Bedeckung durch Ausgabeneinsparungen und/oder Mehreinnahmen sichergestellt
werden kann.

§4. (1) Zur vorläufigen Verrechnung der Ausgaben und Einnahmen des Bundes im Zusammen-
hang mit den Zahlungen an die und von der Europäischen Union sind nachfolgende Voranschlagsan-
sätze zu eröffnen:

1. 1/15016/22 Zahlungen gemäß EU-Vorschriften
2. 1/50017/43 Zahlungen an die EU

1/50418/43 Zahlungen gemäß EU-Vorschriften
2/50014/43 Einhebungsvergütungen

3. 2/513 Zahlungen von der EU:
2/51300/43 Zweckgebundene erfolgswirksame Einnahmen
2/51304/43 Erfolgswirksame Einnahmen

4. 1/60016/34 Zahlungen gemäß EU-Vorschriften
(2) Auf Grund der durch das Bundesministeriengesetz 1986, BGB. Nr. 76, in der Fassung des Bun-

desgesetzes BGB. Nr. 1105/1994, eingetretenen Änderungen im Wirkungsbereich einzelner haushalts-
leitender Organe ist das gemäß § l anzuwendende Bundesfinanzgesetz 1994 wie folgt zu vollziehen:

1. Die Verrechnung der Ausgaben und Einnahmen des Titels 106 „Entwicklungshilfe" hat unter
dem Titel 205 zu erfolgen.

2. Kapitel 12 „Unterricht" erhält die Kapitelbezeichnung „Unterricht und kulturelle Angelegen-
heiten"; die Verrechnung der Ausgaben und Einnahmen des Titels 120 hat unter der Bezeich-
nung „Bundesministerium für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten" zu erfolgen.

3. Die Verrechnung der Ausgaben und Einnahmen des Titels 132 „Hofmusikkapelle" hat unter
dem Paragraphen 1240 zu erfolgen.
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4. a) Die Verrechnung der Ausgaben und Einnahmen des Titels 140 hat unter der Bezeichnung
„Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst" zu erfolgen,

b) Die Verrechnung der Ausgaben und Einnahmen der Paragraphen 1440 „Museen" und 1441
„Museen (zweckgeb. Gebarung)" hat unter den Paragraphen 1244 und 1245, die der Para-
graphen 1450 „Bundesdenkmalamt" 1451 „Bundesdenkmalamt (zweckgeb. Gebarung)"
und, 1452 „Denkmalfonds (zweckgeb. Gebarung)" unter den Paragraphen 1247, 1248 und
1249 zu erfolgen; die Titel 144 und 145 entfallen.

c) Die Verrechnung der bisher bei den Paragraphen 1422 und 1423 veranschlagten Ausgaben
und Einnahmen der Österreichischen Nationalbibliothek und der Österreichischen Phono-
thek hat unter dem Paragraphen 1246 „Nationalbibliothek und Phonothek" bei den Voran-
schlagsansätzen 1/12460/12 „Personalausgaben", 1/12463/12 „Anlagen", 1/12467 „Aufwen-
dungen (Gesetzl. Verpflichtungen)", 1/12468/12 „Aufwendungen" 2/12460/012 „Zweck-
gebundene erfolgswirksame Einnahmen" 2/12464/12 „Erfolgswirksame Einnahmen" und
2/12467/12 „Bestandswirksame Einnahmen" zu erfolgen. Die Voranschlagsbeträge werden
bei 1/12460 mit 129,565 Millionen Schilling, bei 1/12463 mit 32,263 Millionen Schilling, bei
1/12467 mit 0,091 Millionen Schilling und bei 1/12468 mit 51,812 Millionen Schilling zu
Lasten der jeweils entsprechenden Voranschlagsansätze des Paragraphen 1/1423 festgelegt.

5. Kapitel 17 „Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz" erhält die Bezeichnung „Gesundheit
und Konsumentenschutz"; die Verrechnung der Ausgaben und Einnahmen des Titels 170 hat
unter der Bezeichnung „Bundesministerium für Gesundheit und Konsumentenschutz" die
des Paragraphen 1725 „Sportförderung" unter dem Paragraphen 1070 und die des Paragra-
phen 1797 „Bundessportheime und Sporteinrichtungen" unter dem Paragraphen 1075 zu erfol-
gen; den Paragraphen 1070 und 1075 ist der Titel 107 „Sportangelegenheiten" voranzustellen.

6. Kapitel 18 „Umwelt, Jugend, Familie" erhält die Bezeichnung „Umwelt"; die Verrechnung der
Ausgaben und Einnahmen des Titels 180 hat unter der Bezeichnung „Bundesministerium für
Umwelt" zu erfolgen.

7 a) Für das neu errichtete Bundesministerium für Jugend und Familie wird das Kapitel 19
„Jugend und Familie" mit dem Titel 190 „Bundesministerium für Jugend und Familie"
geschaffen, dem die Voranschlagsansätze 1/19000/43 „Personalausgaben", 1/19003/43
„Anlagen", 1/19005/22, 43 „Bezugsvorschüsse", 1/19007/43 „Aufwendungen (Gesetzl. Ver-
pflichtungen)" 1/19008/43 „Aufwendungen", 2/19000/43 „Zweckgebundene erfolgswirksa-
me Einnahmen", 2/19004/43 „Erfolgswirksame Einnahmen", 2/19007/43 „Bestandswirksa-
me Einnahmen" und 2/19009/22,43 „Bezugsvorschußersätze" zuzuordnen sind. Die Voran-
schlagsbeträge werden bei 1/19000 mit 48,879 Millionen Schilling, bei 1/19003 mit
5,695 Millionen Schilling, bei 1/19005 mit 0,665 Millionen Schilling, bei 1/19007 mit
0,637 Millionen Schilling und bei 1/19008 mit 61,638 Millionen Schilling zu Lasten der
jeweils entsprechenden Voranschlagsansätze des Titels 180 festgelegt.

b) Die Verrechnung der Ausgaben und Einnahmen des Titels 181 „Familienpolitische Maß-
nahmen" hat unter dem Titel 191, die des Titels 183 „Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen
(zweckgeb. Gebarung)" unter dem Titel 193 und die des Titels 184 „Jugend" unter dem
Titel 194 zu erfolgen.

8. a) Die Verrechnung des Ausgabenbetrages für den UNHCR hat in Höhe von 4,7 Millionen
Schilling beim Voranschlagsansatz 1/20036 zu Lasten des Voranschlagsansatzes 1/11508 zu
erfolgen.

b) Die Verrechnung des Ausgabenbetrages für das IKRK hat in Höhe von 5,000 Millionen
Schilling beim Voranschlagsansatz 1/20036 zu Lasten des Voranschlagsansatzes 1/17206 zu
erfolgen.

9. Zur Verrechnung der Ausgaben und Einnahmen der gewerblichen Technologie- und
Forschungsförderung wird der Paragraph 6317 „Technologie- und Forschungsförderung
(gewerblich)" geschaffen, dem die Voranschlagsansätze 1/63175/36 „Förderungen (D)",
1/63176/36 „Förderungen" 1/63178/36 „Aufwendungen", 2/63170/36 „Mittel gemäß ITF-
Gesetz" 2/63171/36 „Zweckgebundene erfolgswirksame Einnahmen" und 2/63173/36
„Zweckgebundene Darlehensrückzahlungen" zuzuordnen sind. Der Voranschlagsbetrag bei
1/63176 wird mit 603,241 Millionen Schilling zu Lasten des Voranschlagsansatzes 1/14156 festge-
legt.

§5. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit I.Jänner 1995 in Kraft und mit Ablauf des Monats außer
Kraft, das dem Inkrafttreten des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1995 vorangeht.

(2) Die Gebarung des Gesetzlichen Budgetprovisoriums 1995 ist bei den Ausgaben und Einnah-
men des Bundesvoranschlages für das Jahr 1995 zu berücksichtigen.
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§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist unbeschadet der den obersten Organen nach
Maßgabe der Haushaltsvorschriften zustehenden Befugnis zur Bestreitung der einzelnen Ausgaben
innerhalb .ihres Teilvoranschlages,

1. soweit in diesem Bundesgesetz Bestimmungen über den Stellenplan getroffen werden, der Bun-
deskanzler im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen,

2. im übrigen der Bundesminister für Finanzen
betraut. -

Klestil

Vranitzky


